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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Änderung und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen 

" Nr. 3440 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen der öffentlichen Fürsorge 

(31. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgerechtlicher 
Bestimmungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgerechtlicher 
Bestimmungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I (neu) 

An die Stelle des § 3 a der Verordnung 
über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung 
der Zweiten Verordnung des Reichspräsiden- 
ten zur Sicherung von Wirtschaft und Finan- 
zen vom 5. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 279) und der Verordnung zur Verein- 
fachung des Fürsorgerechts vom 7. Oktober 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2002) tritt nach- 
stehende Bestimmung: 

„§ 3 a 

(1) Bei der Aufstellung von Rldit- 
linien und Richtsätzen muß die Beteili- 
gung von Personen aus den Kreisen der 
Hilfsbedürftigen gesichert sein. 


(2) Gegen Ablehnung der Fürsorge so- 
wie gegen Festsetzung ihrer Art und 
Höhe müssen die in den Ländern für 
das Verwaltungsverfahren vorgesehenen 
Rechtsmittel zugelassen werden. In 
wenigstens einem dieser Rechtsmittelver- 
fahren muß die Beteiligung von Perso- 
nen aus den Kreisen der Hilfsbedürftigen 
gesichert sein. 
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Entwurf 


Artikel I 

1. § 6 Abs. 2 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 100) in der Fassung der Ver- 
ordnung vom 19. Oktober 1932 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 499) erhält nachstehende Fas- 
sung: 

„(2) Für die Bemessung des laufenden 
notwendigen Lebensunterhaltes der 
Hilfsbedürftigen in der offenen Für- 
sorge sind den örtlichen Verhältnissen 
angepaßte Richtsätze festzusetzen.“ 


2. § 25 Abs. 4 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 100) in der Fassung der Ver- 
ordnung vom 11. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 301) wird wie folgt ergänzt: 

„(e) die Kosten der Pflege Zivilblinder.“ 


3. In § 25a Abs. 2 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung der 
Verordnung vom 11. Mai 1943 (Reichsge- 
setzbl. I S. 301) werden die Worte 
„gemäß § 25 Abs. 4a, b und d“ 
durch die Worte „gemäß § 25 
Abs. 4a, b, d und e“ ersetzt. 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

(3) Neben oder an Stelle von Personen 
aus den Kreisen der Hilfsbedürftigen 
können auch Vertreter derselben, insbe- 
sondere solche ihrer Vereinigungen, her- 
angezogen werden. Neben Personen aus 
den Kreisen der Hilfsbedürftigen oder 
Vertretern ihrer Vereinigungen ist die 
Heranziehung von Vertretern von Ver- 
einen zulässig, die Hilfsbedürftige be- 
treuen.“ 

Artikel I 

unverändert wie bisher 1. 


Artikel I a 

1. § 25 Abs. 4 der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13, Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung der 
Verordnung vom 11. Mai 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 301) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) die Kosten der Erwerbsbefähigung 
und der Berufsausbildung sowie die 
Kosten des gleichzeitig gewährten 
Lebensunterhalts,“ 

b) Hinzugefügt werden die folgenden Buch- 
staben e und f: 

„e) die Kosten seiner Erziehung und des 
gleichzeitig gewährten Lebensunter- 
halts, 

f) die Kosten der Pflege Zivilblinder.“ 

2, § 25 a Abs. 2 der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) In der Fassung der 
Verordnung vom 11. Mai 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 301) erhält nachstehende Fas- 
sung: 

„(2) Dieser Anspruch besteht nicht für 
Unterstützungen gemäß § 25 Abs. 4 a, 
b und d bis f“. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 


Artikeln 

An die Stelle des § 8 der Reichsgrundsätze 
über Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
(Reidisgesetzbl. I S. 765) treten die nach- 
stehenden Bestimmungen: 

8 

(1) Zu den eigenen Mitteln, die der 
Hilfsbedürftige einsetzen muß, ehe ihm 
die Fürsorge Hilfe gewährt, sind sein 
gesamtes verwertbares Vermögen und 
sein gesamtes Einkommen zu rechnen, 
besonders Bezüge in Geld oder Geldes- 
wert aus gegenwärtigem oder früherem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis und aus 
Unterhalts- oder Rentenansprüchen öf- 
fentlicher oder privater Art. 


Artikel Ib 

§ 6 der Reidisgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Für- 
sorge vom 4. Dezember 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 765) wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Im Absatz 1 erhalten die Buchstaben d 
und e folgende Fassung: 

„d) bei Minderjährigen Hilfe zur Er- 
ziehung zu körperlicher, geistiger und 
sittlicher Tüchtigkeit, 

e) bei Minderjährigen, bei Volljährigen, 
deren Berufsausbildung infolge des 
Krieges oder seiner Auswirkungen 
nicht begonnen, nicht fortgesetzt oder 
nicht abgeschlossen werden konnte, 
und bei Blinden, Hör- und Sprach- 
geschädigten sowie Krüppeln Hilfe 
zur Erwerbsbefähigung oder zur Aus- 
bildung für einen angemessenen Be- 
ruf.** 

3. Folgender Absatz 2 wird hinzugefügt: 

„(2) Die Bundesregierung kann mit 
Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über Voraussetzung, Art und 
Maß der Hilfe zur Erwerbsbefähigung 
und zur Berufsausbildung erlassen und 
für die zu gewährenden Beihilfen 
Pauschalbeträge festsetzen,“ 


Artikel II 

An die Stelle des § 8 der Reichsgrundsätze 
über Voraussetzung, Art undMaßderöffent- 
lidien Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 765) treten die nach- 
stehenden Bestimmungen: 

4 8 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Als Einkommen im Sinne des 
Absatzes 1 gelten nicht die Auf- 
wendungen des Hilfsbedürftigen für 
Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung 
oder privaten Krankenversiche- 
rung in angemessenem Umfang sowie 
die mit der Erzielung des Einkommens 
verbundenen notwendigen Ausgaben. 


§ 8a 

(1) Die Fürsorge darf nicht abhängig 
gemacht werden vom Verbrauch oder 
der Verwertung 

a) eines Vermögens, wenn glaub- 
haft gemacht wird, daß es 
alsbald zur Schaffung einer angemes- 
senen wirtschaftlichen Existenz oder 
zur Einrichtung eines angemessenen 
Hausstandes Verwendung finden 
' wird, 


b) eines angemessenen Hausrates, wobei 
die bisherigen Lebensverhältnisse des 
Hilfsbedürftigen zu berücksichtigen 
sind, 

c) von Gegenständen, die zur Auf- 
nahme oder Fortsetzung der Berufs- 
ausbildung oder der Erwerbstätigkeit 
des Hilfsbedürftigen unentbehrlich 
sind, 

d) von Familien- und Erbstücken, deren 
Veräußerung den Hilfsbedürftigen 
hart treffen würde oder deren Ver- 
kehrswert außer Verhältnis zu dem 
Wert steht, den sie für den Hilfsbe- 
dürftigen oder seine Familie haben, 

e) von Gegenständen, die zur Befriedi- 
gung geistiger, besonders wissen- 
schaftlicher oder künstlerisdier Be- 
dürfnisse dienen und deren Besitz 
nicht Luxus ist, 

f) eines kleinen Hausgrundstückes, das 
der Hilfsbedürftige allein oder zu- 
sammen mit bedürftigen An- 
gehörigen, denen es nach seinem 
Tode weiter als Wohnung dienen 
soll, ganz oder zum größten Teil 
bewohnt, 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

(2) Vom Einkommen im Sinne des 
Absatzes 1 sind abzusetzen die Aufwen- 
dungen des Hilfsbedürftigen für Steuern, 
Beiträge zur Sozialversicherung oder 
privaten Versicherung oder ähnlichen 
Einrichtungen in angemessenem Um- 
fang sowie die mit der Erzielung des 
Einkommens verbundenen notwendigen 
Ausgaben. 

§ 8a 

(1) Die Fürsorge darf nicht abhängig 
gemacht werden vom Verbrauch oder 
der Verwertung 

a) eines Vermögens, das zur Schaffung 
einer wirtschaftlichen Existenz oder 
zur Elnriditung eines Hausstandes 
aus öffentlichen Mitteln gewahrt 
wird. Das gleiche gilt für Vermögen, 
soweit es nachweislich zur Schaffung 
einer angemessenen wirtschaftlichen 
Existenz oder zur Einrichtung eines 
angemessenen Hausstandes alsbald 
Verwendung finden wird, 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


f) eines kleinen Hausgrundstückes, das 
der Hilfsbedürftige allein oder zu- 
sammen mit minderbemittelten An- 
gehörigen, denen es nach seinem 
Tode weiter als Wohnung dienen 
soll, ganz oder zum Teil bewohnt, 
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Entwurf 

g) von kleineren Barbeträgen oder son- 
stigen Geldwerten, insbeson- 
der e b e i alten, b e i noch nicht er- 
werbsfähigen und b e i erwerbsbe- 
schränkten Personen; der Betrag 
darf DM 500, — für den 
Hilfsbedürftigen zuzüg- 
lichje DM 100 , — für jeden 
unterhaltsberechtigten 
Angehörigen der Familien- 
gemeinschaft nicht über- 
steigen. 

(2) Der Verbrauch oder die Verwer- 
tung sonstigen oder darüber hinausge- 
henden Vermögens darf nicht verlangt 
werden, wenn dies eine besondere Härte 
für den Hilfsbedürftigen oder seine un- 
terhaltsberechtigten Angehörigen, be- 
sonders bei alten, bei noch nicht erwerbs- 
fähigen und bei erwerbsbeschränkten 
Personen, bedeuten, insbesondere die 
Hilfsbedürftigkeit zur dauernden ma- 
chen würde. 

§ 8b 

(1) Leistungen, die nach gesetz- 
licher Vorschrift gewährt werden, um 
einen Mehraufwand zu decken, der 
durch einen Körperschaden verursacht 
wird, sind nur auf solche Fürsorgelei- 
stungen anzurechnen, die demselben 
Zwecke dienen. Solche Leistungen sind 
insbesondere: 

a) das Pflegegeld nach § 558 c der 
Reichsversicherungsordnung vom 19. 
Juli 1911 in der Fassung vom 10. 
August 1 949 (WiGBl. S. 2 5 1), 


b) die Pflegezulage nach § 35 des Ge- 
setzes über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
vom 20. Dezember 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 791), 

c) der Unterhaltsbetrag für einen Führ- 
hund nach § 13 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
vom 20. Dezember 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 791), 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

g) von kleineren Barbeträgen oder son- 
stigen Geldwerten, wobei die beson- 
dere Notlage der alten, noch nicht 
erwerbsfähigen und erwerbsbe- 
schränkten Personen zu berücksich- 
tigen ist; der Bundesminister des In- 
nern wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Bestimmungen über die 
Höhe des Betrages zu erlassen. 


(2) unverändert 


§ 8b 

(1) Leistungen, die nach bundes- oder 
landesgesetzlidier V orschrif t gewährt 
werden, um einen Mehraufwand zu 
decken, der durch einen Körperschaden 
verursacht wird, sind nur auf solche Für- 
sorgeleistungen anzurechnen, die dem- 
selben Zwedce dienen. Solche Leistungen 
sind insbesondere: 

a) das Pflegegeld nach § 558 c der 
Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 in der Fassung des § 8 
des Gesetzes über Zulagen und Min- 
destleistungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung und zur Über- 
leitung des Unfallversicherungsrech- 
tes im Lande Berlin vom 29. April 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253), 

b) unverändert 


c) unverändert 
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Entwurf 

d) Ersatz der Kosten für Kleider- und 
Wäscheverschleiß nach § 13 Abs. 4 
des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversor- 
gungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 791). 


(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 
sind sinngemäß auf die Leistungen der 
Wochenhilfe anzuwenden. 

(3) Soweit Leistungen, die aus öffent- 
lldien Mitteln zur Erziehung und Er- 
werbsbefähigung gewährt werden, aus- 
schließlich diesem Zwecke dienen, sind 
sie nur auf die für den gleichen Zweck 
(§ 6 Buchst, d) bestimmten Fürsorge- 
leistungen anzurechnen. 

§ 8c 

Bei Prüfung der Hilfsbedürftigkeit 
und bei Festsetzung von Art und Maß 
der Hilfe bleiben Zuwendungen außer 
Ansatz, die die freie Wohlfahrtspflege 
oder ein Dritter zur Ergänzung der öf- 
fentlichen Fürsorge gewährt, ohne dazu 
eine rechtliche oder eine besondere sitt- 
liche Pflidit zu haben. Dies gilt nicht, 
wenn die Zuwendung die wlrtsdiaftlidie 
Lage des Unterstützten so günstig be- 
einflußt, daß öffentliche Fürsorge unge- 
reditfertlgt wäre.'' 


A r t i k e 1 1 1 1 

Im § 9 der Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Für- 
sorge In der Fassung vom 26. Mai 1933 
(Reidisgesetzbl. IS. 316) erhält Absatz 3 
nachstehende Fassung: 

„(3) Von der Sicherstellung Ist das 
in § 8 a Abs. 1 unter a bis d und g ge- 
nannte Vermögen auszunehmen. Im üb- 
rigen soll die Fürsorge die Hilfe von 
einer Sicherstellung inderRegel nur 
abhängig machen, wenn die Rückzahlung 
voraussichtlich ohne besondere Härte 
möglich Ist.“ 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

d) Ersatz der Kosten für Kleider- und 
Wäsdieversdileiß nach § 13 Abs. 4 
des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversor- 
gungsgesetz) vom 20. Dezember 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) und 
nach § 16 der Verordnung über 
Krankenbehandlung und Berufsfür“ 
sorge vom 14. November 1928 
(Reichsgesetzbl. I S. 387). 

(2) unverändert 


(3) Soweit Leistungen, die aus öffent- 
lichen Mitteln zur Erziehung, Erwerbs- 
befähigung und Berufsausbildung ge- 
währt werden, ausschließlich diesem 
Zwecke dienen, sind sie nur auf die für 
den gleichen Zweck (§ 6 Abs. 1 Buchst, d 
und e) bestimmten Fürsorgeleistungen 
anzurechnen. 


unverändert 


Artikel III 

Im § 9 der Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Für- 
sorge in der Fassung vom 26. Mai 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 316) erhält Absatz 3 
nachstehende Fassung; 

„(3) Von der Sicherstellung Ist das In 
§ 8 a Abs. 1 unter a Satz 1, b bis d und 
g genannte Vermögen auszunehmen. Im 
übrigen soll die Fürsorge die Hilfe von 
einer Sicherstellung nur abhängig 
machen, v/enn die Rückzahlung voraus- 
sichtlich ohne besondere Härte möglich 
ist. Bei Vermögen der in § 8 a Abs. 1 
unter a Satz 2 genannten Art sind Maß- 
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Entwurf 


Folgender Absatz 5 wird hinzugefügt: 

„(5) Ist ein kleines Hausgrundstück, 
das der Unterstützte ganz oder zum 
größten Teil zusammen mit be- 
dürftigen Angehörigen bewohnt, 
denen es nach seinem Tode weiter als 
Wohnung dienen soll, zur Sicherung des 
Ersatzes der aufzuwendenden Kosten be- 
lastet, so kann Befriedigung nach dem 
Ableben des Hilfsbedürftigen nicht ver- 
langt werden, solange es einer dieser 
Angehörigen bewohnt." 

Ar tikel I V 

Hinter § 11 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge werden die nachstehenden 
§§ 11 a bis 11 f eingefügt: 

4 11 a 

Der Lebensunterhalt (§ 6 Buchst, a) 
kann durch richtsatzmäßige Barunter- 
stützung, Beihilfen für Unterkunft und 
einmalige Beihilfen gewährt werden. 
Der Bundesminister des Innern kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Bundesminister 
für Arbeit Verwaltungsvorschriften über 
den Aufbau der Richtsätze einschließlich 
der Beihilfen für Unterkunft und über 
ihr Verhältnis zum Arbeitseinkommen 
erlassen. 


§ 11b 

(1) Bei alten oder sdiwererwerbsbe- 
schränkten Personen, die trotz wirt- 
schaftlicher Lebensführung hilfsbedürf- 
tig sind, ist ein Mehrbedarf in Höhe von 
20 V. FL des für sie maßgebenden Pvicht- 
satzes anzuerkennen. Fliervon ist abzu- 
sehen, wenn die besonderen Umstände 
des Einzelfalles die Anerkennung offen- 
bar nicht rechtfertigen. 


Beschlüsse des 31, Ausschusses 

nahmen zur Sicherstellung des Ersatzes 
nur soweit und solange zulässig, als da- 
durch die Schaffung der wirtschaftlichen 
Existenz oder die Einrichtung des Haus- 
standes nicht beeinträchtigt werden,“ 

Folgender Absatz 5 wird hinzugefügt: 

„(5) Ist ein kleines Hausgrundstück, 
das der Unterstützte ganz oder zum Teil 
zusammen mit minderbemittelten An- 
gehörigen bewohnt, denen es nach 
seinem Tode weiter als Wohnung dienen 
soll, zur Sicherung des Ersatzes der auf- 
zuwendenden Kosten belastet, so kann 
Befriedigung nach dem Ableben des 
Hilfsbedürftigen nicht verlangt werden, 
solange es einer dieser Angehörigen be- 
wohnt.“ 

Artikel IV 

Hinter § 11 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 765) werden die nach- 
stehenden §§ 11 a bis 11 f eingefügt: 

4 11 a 

Der Lebensunterhalt (§ 6 Abs, 1 
Buchst, a) kann durch riditsatzmäßlge 
Barunterstützung, laufende Beihilfen, 
insbesondere für Unterkunft, einmalige 
Beihilfen, Sachleistungen und persönliche 
Hilfe gewährt werden. Der Bundes- 
minister des Innern kann im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Bundesminister für Arbeit 
mit Zustimmung des Bundesrates Ver- 
waltungsvorschriften über den Aufbau 
der Richtsätze einschließlich der Bei- 
hilfen für Unterkunft und über ihr Ver- 
hältnis zum Arbeitseinkommen erlassen. 

§ Hb 

(1) Bei alten oder schwererwerbsbe- 
sdiränkten Personen, die trotz wirt- 
schaftlicher Lebensführung hilfsbedürftig 
sind, ist unbeschadet des § 10 ein Mehr- 
bedarf in Höhe von 20 v. H. des für sie 
maßgebenden Richtsatzes anzuerkennen. 
Hiervon ist abzusehen, wenn die beson- 
deren Umstände des Einzelfalles die An- 
erkennung offenbar nicht rechtfertigen. 
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Entwurf 

(2) Alt im Sinne des Absatzes 1 sind 
Personen, die das 7 0. Lebensjahr voll- 
endet haben. 

(3) Schwer erwerbsbeschränkt im Sinne 
des Absatzes 1 sind Personen, die infolge 
körperlidier oder geistiger Gebrechen 
nicht nur vorübergehend außerstande 
sind, durch eine Tätigkeit, die ihren 
Kräften und Fähigkeiten entspricht und 
ihnen unter billiger Berücksichtigung 
ihrer Ausbildung und ihres bisherigen 
Berufes zugemutet werden kann, wenig- 
stens ein Drittel dessen zu erwerben, was 
geistig und körperlich gesunde Personen 
derselben Art mit ähnlidier Ausbildung 
in derselben Gegend durch Arbeit zu 
verdienen pflegen. 

(4) Der im Absatz 1 genannte Mehr- 
bedarf ist ferner bei Müttern anzuerken- 
nen, die mit mindestens 2 Kindern un- 
ter* lOJahren oder 3 Kindern 
unter 14 Jahren zusammen leben 
und allein für deren Pflege und Erzie- 
hung zu sorgen haben. 

§ 11c 

Bei Kriegsbeschädigten, die 
eineGrundrentenach§31 cles Ge- 
setzes über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) vom 20. 
Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) er- 
halten, ist zur Abgeltung des 
durch die Schädigung verur- 
sachten Aufwandes ein Mehrbe- 
darf in Höhe von 50 v. H. der 
Grundrente, mindestens DM 
10, — monatlich, anzuerkennen. 
Ergibt sich aus § 11b Abs. 1 ein 
höherer Mehrbedarf, so ist die- 
ser anzuerkennen. 

§ 11 d 

(1) Bei Personen, die trotz vorge- 
rückten Alters oder trotz star- 
ker Beschränkung ihrer Er- 
werbsfähigkeit unter Aufwendung 
besonderer Tatkraft einem Erwerb nachge- 
hen, ist ein angemessener Mehrbedarf anzu- 
erkennen, auch wenn sie nicht die Voraus- 
setzungen in § 11 b Abs. 2 oder 3 erfüllen. 

(2) Ein angemessener Mehrbedarf ist auch 
bei Frauen anzuerkennen, die trotz der 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 

(2) Alt im Sinne des Absatzes 1 sind 
Personen, die das 65. Lebensjahr voll- 
endet haben. 

(3) unverändert 


(4) Der im Absatz 1 genannte Mehr- 
bedarf ist ferner bei Müttern anzuerken- 
nen, die mit mindestens 2 Kindern, die 
das volksschulpflichtige Alter nicht über- 
schritten haben, zusammen leben und 
allein für deren Pflege und Erziehung 
zu sorgen haben. 

§ 11c 

Die Vorschriften des Gesetzes über die 
Versorgung der Opfer des Krieges (Bun- 
desversorgungsgesetz) vom 20. Dezem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791), nach 
denen Berechtigten über die allgemeine 
Fürsorge hinausgehende Leistungen der 
sozialen Fürsorge zu gewähren sind, 
bleiben unberührt. 


§ lld 

(1) Bei Personen, die unter Aufwen- 
dung besonderer Tatkraft einem gering- 
fügigen Erwerb nachgehen, ist ein an- 
gemessener Mehrbedarf anzuerkennen, 
auch wenn sie nicht die Voraussetzungen 
in § 11b Abs. 2 oder 3 erfüllen. 


(2) Ein angemessener Mehrbedarf ist 
auch bei Frauen anzuerkennen, die 
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Entwurf 

Inanspruchnahmeeineswesent- 
lichen Teiles ihrer Arbeitskraft durch 
die Führung eines Ffaushaltes oder durch die 
Pflege von Angehörigen einem Erwerb nadi- 
gehen. 

(3) Der Mehrbedarf nach den Absätzen 1 
und 2 ist so zu bemessen, daß das Streben 
nach Selbsthilfe wirksam gefördert wird. 

S Ile 

Bei minderjährigen Lehrlingen und 
Anlernlingen Ist zur Deckung der höheren 
Kosten ihres laufenden Lebensunterhaltes 
(§ 6 Buchst, a) ein Mehrbedarf in Höhe des 
Richtsatzes für einen glelchaltcrigen Haus- 
haltsangehörigen anzuerkennen. § 1 1 b Abs. 1 
Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 


§ 11 f 

(1) Bei Z i V i 1 b 1 i n d e n , die 
sich nicht in Anstaltspflege 
befinden, Ist nach Vollen- 
dung des 6. Lebensjahres zu- 
sätzlich zu dem für sie maß- 
gebenden Richtsatz ein 
Mehrbedarf für Pflege 6 
Buchst, a) in Höhe des Richt- 
satzes eines H a u s h a 1 t s v o r - 
Standes, alleinstehenden Zi- 
vilblinden InHöhe desRicht- 
satzes eines A 1 1 e i n s t e h e n - 
■den, a n z u e r k e n n e n , soweit 
nicht im Einzelfall eine hö- 
here Leistung, insbesondere 
für einen B 1 i n d e n b e g 1 e i t e r 
oder Führhund, notwendig 
i s t. 


(2) Als Zivilblinde im Sinne 
des Absatzes 1 gelten auch Perso- 
nen, deren Sehkraft so gering ist, daß sie 
sich In einer ihnen nidit vertrauten 
Umgebung ohne fremde Hilfe nicht zu- 
rechtfinden können. 
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einem Erwerb nachgehen, obwohl ein 
wesentlicher Teil ihrer Arbeitskraft 
durch die Führung eines Haushaltes oder 
durch die Pflege von Angehörigen in 
Anspruch genommen wird. 

(3) unverändert 


§ 1 le 

Bei Lehrlingen und Anlernlingen, die 
die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 
Buchst, e erfüllen, ist zur Deckung der 
höheren Kosten ihres laufenden Lebens- 
unterhaltes (§ 6 Abs. 1 Buchst, a) ein 
Mehrbedarf in Höhe des Richtsatzes für 
einen gleidialterlgen Haushaltsangehöri- 
gen anzuerkennen. § 1 1 b Abs. 1 Satz 2 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ llf 

(1) Bei Blinden, die keine entspre- 
chende Pflegezulage auf Grund anderer 
bundesgesetzlicher Bestimmungen erhal- 
ten, ist ein Mehrbedarf für Pflege anzu- 
erkennen. Der Mehrbedarf ist bei allein- 
stehenden Blinden in Höhe des Zwei- 
fachen des für sie maßgebenden Richt- 
satzes bis zur Höhe der Pflegezulage 
eines Kriegsblinden, bei haushaltsange- 
hÖrigen Blinden, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, in Höhe des ZweifaAen 
des RiAtsatzes eines Haushaltsvorstan- 
des bis zur Höhe der Pflegezulage eines 
Kriegsblinden, bei haushaltsangehörigen 
Blinden, die das 16. Lebensjahr noA 
nicht vollendet haben, vom vollendeten 
2. Lebensjahr ab in Höhe des für sie 
maßgebenden RiAtsatzes anzuerkennen, 
soweit nicht im Einzelfall eine höhere 
Leistung notwendig ist. Bei haushalts- 
angehörigen Blinden, die das 2. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, ist der 
Mehrbedarf naA § 10 anzuerkenneri. 

(2) Bei Blinden, die siA in Anstalts- 
oder Heimpflege befinden, ist ein Mehr- 
bedarf zur Deckung ihrer besonderen 
persönlichen Bedürfnisse anzuerkennen. 
Die Höhe des Mehrbedarfs bestimmt das 
Land; sie soll mindestens dem Zwei- 
fachen des Betrages entspreAen, der son- 
stigen Anstalts- oder Heimpfleglingen 
für ihre persönllAen Bedürfnisse ge- 
währt wirA 
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Entwurf 
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(3) Ein Verwandter, dessen Unter- 
haltspflicht sich nach § 1603 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches bestimmt, ist 
zum Ersatz der Kosten der Pflege nur 
heranzuziehen, wenn es offenbar unbillig 
wäre, hiervon abzusehen.“ 


vgl. Abs. 2 


Artikel V 

Der § 1535 b der Relchsversldierungsord- 
nung vom 19. Juli 1911 (Reichsgesetzbl. I 
S. 509) erhält folgende Fassung: 

„Zur Befriedigung des Ersatzanspru- 
ches darf auf Rentenbeträge nur für die 
Zeit zurückgegriffen werden, für welche 
die Unterstützung und der Anspruch auf 
Rente Zusammentreffen.“ 


(3) Kommt der Blinde der nach § 7 
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 7 
Abs. 2 bestehenden Verpflichtung nicht 
nach, kann von der Anerkennung des 
Mehrbedarfs für Pflege ganz oder teil- 
weise abgesehen werden. 

(4) Ein Verwandter, dessen Unter- 
haltspflicht sich nach § 1603 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches bestimmt, ist 
zum Ersatz der Kosten der Pflege nur 
heranzuziehen, wenn es offenbar un- 
billig wäre, hiervon abzusehen. 

(5) Der Mehrbedarf nach § 11 d ist 
bei Blinden mindestens in Höhe eines 
Drittels ihres Erwerbseinkommens, je- 
doch nicht unter 40, — DM monatlich, 
anzuerkennen, falls das Erwerbseinkom- 
men diesen Betrag erreicht oder über- 
steigt. 

(6) Als Blinde gelten auch Personen, 
deren Sehkraft so gering ist, daß sie sidi 
in einer Ihnen nicht vertrauten Um- 
gebung ohne fremde Hilfe nicht zu- 
rechtfinden können.“ 

Artikel IVa 

In § 23 der Reichsgrundsätze über Vor- 
aussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge vom 4. Dezember 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 765) tritt an die Stelle der Ab- 
sätze 3 und 4 nachstehender Absatz 3; 

„(3) Bei Beschädigten ist ein Mehr- 
bedarf als Ausgleich für die Folgen der 
Schädigung in Höhe der Grundrente 
nach dem Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges (Bundesversor- 
gungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 791) anzuerkennen; 
Insoweit findet § 11 b keine Anwen- 
dung.“ 

Artikel V 

(1) Der § 1535 b der Reichsversicherungs- 
ordnung vom 19. Juli 1911 (Reichsgesetzbl. I 
S. 509) erhält folgende Fassung: 

„Zur Befriedigung des Ersatzanspru- 
ches darf auf Rentenbeträge nur für die 
Zeit zurückgegriffen werden, für welche 
die Unterstützung und der Anspruch auf 
Rente Zusammentreffen,“ 
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Entwurf 


Artikel VI 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß 
Artikel 87 Abs. 2 seinerVerfas- 
sung die Anwendung dieses Ge- 
setzes beschlossen hat. 


Ar tikel VII 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des auf 

seine Verkündung folgenden Monats in Kraft, 

(2) Zu gleicher Zeit treten außer Kraft: 

a) § 6 Abs. 4 Satz 2 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgcsetzbl. I S. 100) in der Fassung 
der Verordnung vom 19. Oktober 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 499), 

b) §§14 bis 18, 33 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge. Soweit in einer anderen 
gesetzlichen Vorschrift auf § 15 der Reichs- 
grundsätze über Voraussetzung, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorge Bezug ge- 
nommen ist, tritt § 8 a In der Fassung 
dieses Gesetzes an seine Stelle. 

c) § 6 A b s. 1 des Gesetzes über die Verbes- 
serung der Leistungen in der Rentenver- 
sicherung vom 24. Juli 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 443), 
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(2) Dem § 1533 Nr. 3 der Reidisversiche- 
rungsordnung vom 19. Juli 1911 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 509) wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Jedoch darf der notwendige Lebens- 
bedarf des Unterstützten und seiner 
unterhaltsbereditigten Familienangehöri- 
gen nicht beeinträchtigt werden.“ 


Artikel VI 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


Artikel VII 
(1) unverändert 


(2) Zu gleicher Zeit treten außer Kraft: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) § 6 des Gesetzes über die Verbesserung 
der Leistungen in der Rentenversicherung 
vom 24. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 443) und § 4 Satz 2 des Gesetzes über 
die Erhöhung der Grundbeträge in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten so- 
wie über die Erhöhung der Renten in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
(Grundbetragserhöhungsgesetz) vom 
17. April 1953 (Bundesgesetzbl. IS. 125). 
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Entwurf 

d) das Gesetz über Kleinrentnerhilfe vom 5. 
Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 580); auf 
die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
den Kleinrentnern (§ 1 des Kleinrentner- 
hilfegesetzes) gewährten Fürsorgeleistun- 
gen sind die §§ 3 und 4 des Kleinrentner- 
hilfegesetzes weiterhin anzuwenden. 

(3) Diesem Gesetz entgegenstehende für- 
sorgerechtliche Vorschriften der Länder tre- 
ten auch dann außer Kraft, wenn sie sich nur 
auf bestimmte Personengruppen erstrecken. 

(4) Werden in laufenden Unterstützungs- 
fällen auf Grund der nach den Absätzen 2 
und 3 außer Kraft tretenden Vorschriften 
höhere Unterstützungen gewährt, als nach 
diesem Gesetz zu gewähren sind, so können 
sie bis zum Ablauf des vierten 
Monats nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes fortgewährt werden. 


Beschlüsse des 31. Ausschusses 
d) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Werden in laufenden Unterstützungs- 
fällen auf Grund der nach den Absätzen 2 
und 3 außer Kraft tretenden Vorschriften 
höhere Unterstützungen gewährt, als nach 
diesem Gesetz zu gewähren sind, so können 
sie fortgewährt werden, es sei denn, daß die 
besonderen Umstände des Emzelfalles die 
Fortgewährung offenbar nicht reditfertigen. 
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